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sich — dem Wunsch des Arbeitsministers folgend — ab 1973 
auf das Arbeitsvertragsrecht und klammerte somit das be
sonders brisante kollektive Arbeitsrecht aus. Ein Ergebnis 
der Kommissionsafbeit wurde nicht vorgelegt.

Weitere vier Jahre gingen ins Land, ehe der DGB — des 
Wartens müde — im April 1977 beschloß, der Öffentlichkeit 
einen eigenen Entwurf für ein Arbeitsverhältnisgesetz zu 
unterbreiten. Im Geleitwort gab der DGB seiner Hoffnung 
Ausdruck, die Bundesregierung werde „nunmehr auch den 
seit längerem fertiggestellten Entwurf der Arbeitsgesetz
buchkommission, auf dessen Grundlage die Alternativvor
schläge des DGB erarbeitet wurden, der Öffentlichkeit 
vorlegen. Der DGB und die ihm angeschlossenen Gewerk
schaften erwarten ferner, daß die gebotene Vereinheit
lichung und fortschrittliche Neugestaltung des Arbeitsver
hältnisrechts im Interesse der davon betroffenen Arbeit
nehmer durch eine entsprechende gesetzgeberische Initia
tive unverzüglich eingeleitet wird“.10

Diese Hoffnungen trogen. Immerhin publizierte das 
Bundesministerium für Arbeit kurz danach, im September 
1977, den Kommissionsentwurf. Dabei befand es sich in 
einem Dilemma: Einerseits war der herrschenden Klasse 
in der BRD angesichts der besonderen Verflechtung von 
allgemeiner und zyklischer Krise des Kapitalismus, ange
sichts sinkender Wachstumsraten der Produktion, steigen
der Arbeitslosigkeit und zunehmender Rüstungslasten 
nicht daran gelegen, die von den Werktätigen auf Teilge
bieten erkämpften sozialen Errungenschaften gesetzlich 
festzuschreiben; deshalb durfte der Entwurf nie Gesetzes
kraft erlangen. Andererseits wäre es aber auch nicht klug 
gewesen, dies offen zu verkünden, weil die Situation dazu 
nicht günstig war.

Gerade in jener Zeit, im Juni 1977, hatte die Volks
kammer der DDR den von der FDGB-Fraktion eingebrach- 
den Entwurf des neuen Arbeitsgesetzbuchs angenommen. 
Die DDR hatte damit anschaulich den hohen Stand der 
sozialistischen Demokratie, insbesondere die umfassenden 
Rechte der Gewerkschaften im sozialistischen Staat, de
monstriert. Dies rief in der Öffentlichkeit der BRD erheb
liche Resonanz hervor.

Zudem stand für September 1978 der BRD ein inter
nationales Ereignis ins Haus: der IX. Kongreß der Interna
tionalen Gesellschaft für das Recht der Arbeit und der 
sozialen Sicherheit sollte in München unter Beteiligung von 
Arbeitsrechtlern aus der ganzen Welt stattfinden. Wich
tigster Tagesordnungspunkt des Kongresses: die Kodifika
tion des Arbeitsrechts.11

Unter diesen Umständen wäre es töricht gewesen, zuvor 
offiziell das endgültige Scheitern der AGB-Kodifizierungs- 
pläne in der BRD einzugestehen.

Man fand einen Mittelweg: Im Mai 1978 legte Staats
sekretärin Anke F u c h s  vom Bundesarbeitsministerium 
den Experten der Kommission eine „längere Arbeitspause“ 
nahe. So konnte der Berichterstatter der BRD, BAG-Richter 
Dr. Th. D i e t e r i c h ,  zum Thema „Die Kodifizierung 
des Arbeitsrechts“ auf dem Münchener Internationalen 
Kongreß das Schicksal des Kommissionsentwurfs im dun
keln lassen: „Ob der Entwurf der Arbeitsgesetzbuchkom
mission Aussicht hat, verwirklicht zu werden, ob der Kodi
fikationsplan weitergeführt werden und auch das kollek
tive Arbeitsrecht einschließen wird, all dies läßt sich nicht 
ohne waghalsige Spekulationen Vorhersagen. ‘<12 Tatsächlich 
glaubten manche Arbeitsrechtler der BRD — wie der die 
Idee der Kodifizierung vertretende Prof. Dr. P. H a n a u  
(Universität Köln) und sogar der kritische Dozent Dr.
U. M a y e r  (Hochschule für Politik und Wirtschaft, Ham
burg) — zu jener Zeit noch an die Chance der Fortsetzung 
der Kommissionsarbeit.13

Dabei gehörte keine besondere Prophetengabe dazu, das 
baldige Ableben der Kommission vorherzusagen: Die 
Unternehmerverbände waren inzwischen massiv gegen 
ein Arbeitsgesetzbuch aufgetreten. Die „Bundesvereinigung 
der Arbeitgeberverbände“ hatte 1977 — wenige Tage, nach

dem das Arbeitsministerium den Kommissionsentwurf 
zum Allgemeinen Arbeitsvertragsfecht veröffentlicht 
hatte — ihr Mißfallen an diesem Werk geäußert, an dem sie 
durch ihre Vertreter vier Jahre lang selbst mitgewirkt 
hatte. Rüthers muß eingestehen: „Die Arbeitgeber lehnten 
die Reformvorschläge der Kommission nunmehr ,aus 
grundsätzlichen Erwägungen' rundweg ab. Sie sahen jetzt 
eine ,einseitige Ausrichtung des Entwurfs auf den Arbeit
nehmerschutzgedanken', bemängelten die unkritische ge
setzliche Festschreibung tariflicher Besitzstände und vor 
allem die abermalige Ausdehnung des aus ihrer Sicht 
ohnehin bereits sehr weitgehenden Kündigungsschutzes.“ 

Damit war das Schicksal der Sachverständigenkommis
sion und ihres AGB-Entwurfs besiegelt. Der Brief des 
Bundesministers für Arbeit vom 10. Juni 1981, in dem er 
den Mitgliedern die Auflösung der Kommission mitteilte, 
war — wie Rüthers sarkastisch formuliert — „eine Beerdi
gung dritter Klasse“.

Der Zustand des gegenwärtigen Arbeitsrechts der BRD

Die Folgen der fehlenden Kodifizierung des Arbeitsrechts 
in der BRD sind gravierend. Sie werfen ein bezeichnendes 
Licht auf den Anspruch der BRD, ein sozialer Rechtsstaat 
zu sein. Rüthers beklagt den Zustand des Arbeitsrechts und 
malt ihn zutreffend in düsteren Farben. Das Arbeitsrecht — 
so schreibt er — „führt eine eigenartige, in dieser Form fast 
einzigartige ,Loseblatt-Existenz'. Das heißt: Es ist in zwei
facher Weise auf Loseblatt-Ausgaben verstreut. Der Ge
setzgeber hat zahlreiche Einzelgesetze zu den arbeitsrecht
lichen Teilgebieten geschaffen. In gängigen, aber 
unvollständigen Gesetzessammlungen sind davon zwischen 
30 und 50 Gesetze enthalten. Vollständig sind es mehrere 
hundert Gesetzestexte. Aber die Kenntnis all dieser 
Gesetze reicht für die Praxis nicht aus. Viele Fragen in 
allen Teilgebieten des Arbeitsrechts sind — allein — von 
der Rechtsprechung unter'Führung des Bundesarbeitsge
richts (BAG) geregelt“. Rüthers nennt das BAG denn auch 
den „Ersatzgesetzgeber des Arbeitsrechts“. Die Loseblatt- 
Sammlungen der BAG-Entscheidungen umfassen ihrerseits 
zahlreiche dicke Ordner. Rüthers’ Fazit: „Dem Arbeits
recht fehlt weithin die Vorhersehbarkeit, also die Rechts
sicherheit. “

Die in der BRD vom höchstinstanzlichen Arbeitsgericht 
ergehenden Entscheidungen zu nicht vom Gesetzgeber nor
mierten Fragen wirken ähnlich wie gesetzliche Normen. Es 
entsteht das sog. Richterrecht.14 Ihm entspringt fast das 
gesamte Arbeitskampfrecht, also insbesondere die Recht
sprechung zu Streik und Aussperrung.1® Dazu Rüthers: 
„Diese umfangreichen normsetzenden Aufgaben der Ar
beitsgerichtsbarkeit, besonders des BAG, verändern deren 
Stellung in Staat und Gesellschaft. (Ersatz-) Gesetzgebung 
und Rechtsprechung liegen hier in einer Hand. Das hat 
Folgen. “

Daraus ergibt sich für die Arbeiterbewegung der BRD, 
vor allem für die Gewerkschaften, die Notwendigkeit, ihre 
Hauptwaffe, nämlich ihre Geschlossenheit und den Grad 
ihrer Organisation, zu verstärken. Sie muß — wozu die 
DKP gangbare Wege gewiesen hat — eine der heutigen 
Situation angemessene Taktik entwickeln. Dabei sind sogar 
den Gewerkschaften eng verbundene Arbeitsrechtswissen
schaftler wie etwa Prof. Dr. W. D ä u b l e r  (Universität 
Bremen) skeptisch bezüglich der Möglichkeit, Umfang und 
Wirken des Richterrechts einzuengen. Deshalb — so meint 
er — müßten Rechtsforderungen zukünftig auch an die 
Adresse der Rechtsprechung adressiert werden.1® Schließ
lich haben die Gewerkschaften inzwischen selbst erkannt, 
wie wichtig es ist, daß sie die Entwicklung der BRD- 
Arbeitsrechtswissenschaft aufmerksam verfolgen und mit 
ihren Mitteln auf sie Einfluß nehmen. Denn hier wird der 
Boden geschaffen, aus dem die sog. herrschende Meinung 
hervorwächst, die zwar ihr Mandat von keinem Wähler hat 
und doch Grundlage für den Inhalt des künftigen Richter-


